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Veröffentlichung: ja 
 

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur für Arbeit 

über Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
 

am 14./15.11.2012 
 
 

10. Berechnung von Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz aus Arbeitsentgelt-
bestandteilen, die aufgrund einer Vereinfachungsregelung wie einmalig gezahltes Ar-
beitsentgelt behandelt werden  

 
 
 
 
Die Umlagen zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem Aufwendungsaus-

gleichsgesetz (AAG) sind nach § 7 Abs. 2 Satz 1 AAG von dem Arbeitsentgelt zu berech-

nen, von dem die Beiträge der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer zur gesetzlichen Ren-

tenversicherung bemessen werden oder bei Versicherungspflicht in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung zu bemessen wären. Bei der Berechnung der Umlage sind gemäß § 7 

Abs. 2 Satz 2 AAG allerdings einmalig gezahlte Arbeitsentgelte nach § 23a SGB IV nicht zu 

berücksichtigen; dies gilt über den Wortlaut der Regelung hinaus nicht nur für das Aus-

gleichsverfahren bei Arbeitsunfähigkeit (U1-Verfahren), sondern auch für das bei Mutter-

schaft (U2-Verfahren).  

 

Einige variable Arbeitsentgeltbestandteile, wie z. B. Mehrarbeits- bzw. Überstundenvergü-

tungen oder Provisionen, können vielfach aus abrechnungstechnischen Gründen nicht in 

dem Monat abgerechnet werden, in denen der Anspruch auf diese Arbeitsentgeltbestandtei-

le entstanden ist. Sofern dem Arbeitgeber eine Berücksichtigung der variablen Arbeitsent-

geltbestandteile in dem Entgeltabrechnungszeitraum, in dem sie entstanden sind, nicht mög-

lich ist, können diese zur Beitragsberechnung dem Arbeitsentgelt des nächsten oder über-

nächsten Entgeltabrechnungszeitraum zugeordnet werden (vgl. Punkt 5 der Niederschrift 

über die Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-

meinsamen Beitragseinzugs vom 16./17.01.1979). Sie werden damit zeitversetzt für die Be-

rechnung der Gesamtsozialversicherungsbeiträge und Umlagen herangezogen. 

 

Werden variable Arbeitsentgeltbestandteile auch nicht im nächsten oder übernächsten Ent-

geltabrechnungszeitraum ausgezahlt, sondern angespart, wird es im Rahmen von Betriebs-

prüfungen durch die Rentenversicherungsträger nicht beanstandet, wenn die angesammel-

ten Arbeitsentgelte noch im selben Kalenderjahr oder spätestens bis März des Folgejahres 

tatsächlich ausgezahlt werden. In diesen Fällen kann für die Nachzahlung aus Vereinfa-
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chungsgründen auch die Regelung für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt mit der Maßgabe 

angewendet werden, dass die anteilige Beitragsbemessungsgrenze des Nachzahlungszeit-

raums zugrunde zu legen ist. Damit wird eine abrechnungstechnisch aufwändige Rückrech-

nung vermieden.  

 

Der Charakter der Nachzahlung als laufendes Arbeitsentgelt bleibt - ungeachtet der Verein-

fachungsregel - jedoch unberührt. Das bedeutet, dass derartige Nachzahlungen bei der Be-

rechnung der Umlagen U1 und U2 zu berücksichtigen sind, und zwar grundsätzlich in dem 

Umfang, in dem auch die Beiträge zur Rentenversicherung bemessen werden. Ist der bei-

tragspflichtige Anteil der Nachzahlung jedoch dadurch gemindert oder auf 0 reduziert, weil 

ein bereits einmalig gezahltes Arbeitsentgelt mit seinem beitragspflichtigen Teil für die Be-

messung der Beiträge zur Rentenversicherung zu berücksichtigen ist, ist für die Bemessung 

der Umlagen aus der Nachzahlung der variablen Arbeitsentgeltbestandteile eine von der 

Rentenversicherung abweichende Bemessungsgrundlage zu bilden. 

 

Beispiel  
 
Ein Arbeitnehmer erzielt im Jahr 2012 ein Arbeitsentgelt in Höhe von monat-
lich 5.500 EUR. Im November 2012 erhält er eine Einmalzahlung (Weih-
nachtsgeld) in Höhe von 2.000 EUR; diese unterliegt mit einem Anteil in Höhe 
von 1.100 EUR der Beitragspflicht in der Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung. Im Dezember 2012 werden ihm die Überstunden des Jahres 2012 in 
Höhe von 1.500 EUR ausgezahlt. Aus Vereinfachungsgründen wird diese Ü-
berstundenauszahlung wie einmalig gezahltes Arbeitsentgelt behandelt.  
 
Das im November 2012 ausgezahlte Weihnachtsgeld ist für die Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage für die Umlagen im Dezember 2012 nicht heranzuzie-
hen. Es verbleibt daher für die Umlagen eine Differenz zwischen anteiliger 
Beitragsbemessungsgrenze und beitragspflichtigem Arbeitsentgelt in Höhe 
von 1.200 EUR, während für die Renten- und Arbeitslosenversicherung ledig-
lich eine Differenz in Höhe von 100 EUR besteht. Für die Berechnung der Um-
lagen aus der Überstundenauszahlung ist mithin von einer Bemessungsgrund-
lage von 1.200 EUR auszugehen. Für die Berechnung der Beiträge zur Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung werden 100 EUR zugrunde gelegt. 

 

Die vorstehenden Ausführungen zur Berechnung der Umlagen gelten bei einer entgeltlichen 

Abgeltung von Zeitguthaben aus einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung gleicherma-

ßen. 

 

 


